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Verweigerung der Wiedereinreise von minderjährigen Bürgerkriegsflüchtlingen 
nach Klassenfahrten in ein Land der Europäischen Union 


Flüchtlinge aus Bürgerkriegsgebieten haben bisher in der Bundesrepu- 
blik Deutschland keinen gesicherten Aufenthaltsstatus. Sie erhalten 
keine Aufenthaltsgenehmigung nach dem Ausländergesetz und sind 
zur Ausreise aus der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet. Einst- 
weilen sehen die Behörden von einer zwangsweisen Durchsetzung der 
Ausreisepflicht ab; deshalb wird den Bürgerkriegsflüchtlingen eine 
sogenannte Duldung ausgestellt. 

Reisen diese „geduldeten" Ausländer gleichwohl aus, etwa ins benach- 
barte Ausland oder in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union, so 
wird ihnen die Wiedereinreise nach Deutschland verwehrt. 

Mit Erlaß vom 17. August 1994 hat der Bundesminister des Innern die 
Grenzbehörden ausdrücklich angewiesen, Ausländern, die sich zuvor 
mit einer Duldung im Bundesgebiet aufgehalten hatten, die Wiederein- 
reise zu verweigern. Dieser Erlaß trifft insbesondere minderjährige Bür- 
gerkriegsflüchtlinge, die seit Jahren in der Bundesrepublik Deutschland 
leben, und die als Schülerin oder Schüler im Klassenverband an einer 
Auslandsreise teilnehmen wollen. 

Der Europäische Rat hat am 30. November 1994 auf Initiative der 
Bundesrepublik Deutschland die „gemeinsame Maßnahme über Rei- 
seerleichterungen für Schüler von Drittstaaten mit Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat" beschlossen (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten ABI. EG vom 19. Dezember 1994 L 327/1). 

Ausdrücklich wird hier betont, daß die Gewährung von Reiseerleichte- 
rungen für Schüler Ausdruck einer Politik der Mitgliedstaaten zur bes- 
seren Integration von Staatsangehörigen dritter Länder ist. 

Schüler, die für einen Kurzaufenthalt in ein Land der Europäischen 
Union reisen, sollen demnach kein Visum benötigen, wenn sie Mitglied 
einer Schülergruppe sind und von einem Lehrer begleitet werden. 

Außerdem sollen die so ausgereisten Drittstaatsangehörigen gemäß 
Artikel 3 des Beschlusses ohne Formalitäten wieder einreisen können. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 
25. August 1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Erachtet die Bundesregierung diese auf ihre Initiative zustande 
gekommene gemeinsame Maßnahme der Europäischen Union als 
rechtsverbin dlich? 


Die Bundesregierung hält die unter deutscher Präsidentschaft am 
30. November 1994 auf der Grundlage von Artikel K. 3 Abs. 2 
Buchstabe b des Vertrages über die Europäische Union einstim- 
mig verabschiedete gemeinsame Maßnahme über Reiseerleichte- 
rungen für Schüler von Drittstaaten und Wohnsitz in einem Mit- 
gliedstaat (ABI. EG vom 19. Dezember 1994 Nr. L 327 S. 1) für 
rechtsverbindlich. Die Mitgliedstaaten sind nach Artikel 5 Abs. 1 
des Beschlusses gehalten, bis zum 30. Juni dieses Jahres die 
erforderlichen innerstaatlichen Umsetzungsmaßnahmen zu er- 
greifen. 


2. Ist für die Umsetzung der gemeinsamen Maßnahmen des Beschlus- 
ses ein besonderer legislativer Akt bzw. der Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen o. ä. erforderlich? 


Der vorgenannte EU-Ratsbeschluß sieht in Artikel 1 Abs. 1 vor, 
daß ein Schüler mit gesetzmäßigem Wohnsitz in einem Staat der 
Europäischen Union, der nicht die Unionsbürgerschaft besitzt, als 
Teilnehmer an einer Schulklassenfahrt für die Einreise in einen 
anderen Staat der Europäischen Union kein Visum benötigt. Die 
Anwendung dieser Regelung macht die Aufnahme eines weiteren 
Befreiungstatbestandes in § 4 der Verordnung zur Durchführung 
des Ausländergesetzes (DVAuslG) erforderlich. 


3. Gibt es andere EU-Länder, die diese gemeinsame Maßnahme für 
nicht verbindlich halten? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß andere EU-Mitglied- 
staaten in dieser Frage eine von ihrer Rechtsauffassung abwei- 
chende Haltung einnehmen. 


4. Wie wirkt sich diese Rechtsansicht im Einzelfall bezogen auf die 
Bundesrepublik Deutschland und für ausländische Schüler aus, die 
eine deutsche Schule besuchen? 


Die Bundesregierung geht selbstverständlich davon aus, daß auch 
die anderen Mitgliedstaaten die gemeinsame Maßnahme Umset- 
zen. Ihr ist nicht bekannt, daß andere Mitgliedstaaten die Rechts- 
verbindlichkeit bestreiten. 

Etwaige entgegenstehende Einzelfälle sind bislang nicht be- 
kanntgeworden. 
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5. Artikel 3 der gemeinsamen Maßnahme sieht vor, daß innerstaat- 
liche Rechtsvorschriften in dem erforderlichen Maße angepaßt wer- 
den, spätestens bis zum 30. Juni 1995. 

War es erforderlich, innerstaatliche deutsche Rechtsvorschriften 
anzupassen? 

Wenn ja, ist dies geschehen bzw. ist dies beabsichtigt? 

Wenn nein, inwieweit waren die in der gemeinsamen Maßnahme 
getroffenen Vereinbarungen schon geltendes bundesrepublikani- 
sches Recht? 


Durch die in Artikel 1 Abs. 1 des Beschlusses vorgesehene Visabe- 
freiung für Teilnehmer an innergemeinschaftlichen Schulklassen- 
fahrten ist § 4 DVAuslG durch Änderungsverordnung des Bun- 
desministeriums des Innern vom 4. Juli 1995 (BGBL I S. 905) um 
einen weiteren Befreiungstatbestand folgenden Inhalts ergänzt 
worden: 

„(3) Ausländische Schüler bedürfen nach Maßgabe des Artikels 1 
Abs. 1 des Beschlusses des Rates der Europäischen Union vom 
30. November 1994 über die vom Rat aufgrund von Artikel K.3 
Absatz 2 Buchstabe b) des Vertrages über die Europäische Union 
beschlossene gemeinsame Maßnahme über Reiseerleichterungen 
für Schüler von Drittstaaten mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat 
(ABI. EG Nr. L 327 S. 1) keiner Aufenthaltsgenehmigung." 

Die darüber hinaus in Artikel 2 des Beschlusses vorgesehene 
Anerkennung der sogenannten „Reisendenliste" als gültiges 
Grenzübertrittsdokument erfolgt auf der Grundlage des § 14 
Abs. 2 Nr. 8 DVAuslG. 


6. Wie legt die Bundesregierung den Begriff „gesetzmäßiger Wohn- 
sitz" in Artikel 1 Abs. 1 des Ratsbeschlusses aus? 

Wird unter einem gesetzmäßigen Wohnsitz auch der Aufenthalt 
eines Ausländers verstanden, der sich aufgrund einer Duldung 
gemäß § 55 AuslG in der Bundesrepublik Deutschland aufhält? 


Artikel 1 Abs. 1 des Ratsbeschlusses ermöglicht im Rahmen von 
Klassenfahrten nur denjenigen Schülern die visafreie Einreise in 
einen anderen Mitgliedstaat, deren „gesetzmäßiger Wohnsitz" 
innerhalb der Gemeinschaft liegt. Mit dieser Voraussetzung wird 
nicht nur auf die Erfüllung der nationalen Melderechtsbestim- 
mungen abgehoben; über einen „gesetzmäßigen Wohnsitz" 
innerhalb der Europäischen Union verfügt vielmehr nur derjenige 
Drittausländer, der einen rechtmäßigen Aufenthaltsstatus besitzt. 
Die Duldung ist demgegenüber kein Aufenthaltstitel, sondern 
lediglich die Aussetzung der Abschiebung. 


7. Hält der Bundesminister des Innern vor dem Hintergrund des 
Beschlusses des Europäischen Rates vom 30. November 1994 an 
seinem Erlaß vom 17. August 1994 an die Innenminister und Innen- 
senatoren der Länder fest? 

Wenn ja, worin besteht nach Auffassung der Bundesregierung der 
Regelungsgehalt des Artikels 3 des Ratsbeschlusses, worin es heißt: 
„Die Mitgliedstaaten sind sich darin einig, die Schüler, die Dritt- 
staatsangehörige mit Wohnsitz im Inland auf der Grundlage dieser 
gemeinsamen Maßnahme in einen anderen Mitgliedstaat eingereist 
sind, ohne Formalitäten zurückzunehmen."? 
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Das Bundesministerium des Innern sieht keine Veranlassung, vor 
dem Hintergrund des Beschlusses des Europäischen Rates vom 
30. November 1994 von seiner gegenüber den Innenministern und 
Innensenatoren der Länder mit Rundschreiben vom 17. August 
1994 vertretenen Rechtsauffassung Abstand zu nehmen. Die in 
Artikel 3 des Ratsbeschlusses aufgenommene Rückübernahme- 
klausel ist nach Auffassung der Bundesregierung Ausfluß der in 
Artikel 2 Anstrich 2 eingestellten Teilregelung, wonach nur dieje- 
nigen Schüler in die Reisendenliste aufgenommen werden kön- 
nen, die zur Wiedereinreise in ihren Wohnsitzstaat berechtigt 
sind. 


8. Ist es nach Ansicht der Bundesregierung gerechtfertigt, Bürger- 
kriegsflüchtlinge und andere geduldete Ausländer, die teilweise 
schon Jahre in der Bundesrepublik Deutschland verweilen, von der 
Zielgruppe des Ratsbeschlusses auszuschließen? 


Artikel 2 Anstrich 2 des Ratsbeschlusses und das hierzu als 
Anhang beigefügte Dokumentenmuster sehen eine Aufnahme in 
die Reisendenliste nur zugunsten von Schülern vor, denen das 
Recht zur Wiedereinreise in den Staat, in dem sie wohnhaft sind, 
bescheinigt werden kann. Maßgebend ist insoweit das innerstaat- 
liche Recht der Mitgliedstaaten. 

Ausländer, die lediglich eine Duldung besitzen, sind nicht zur 
Wiedereinreise in das Bundesgebiet berechtigt. Gemäß § 56 Abs. 
4 des Ausländergesetzes (AuslG) erlischt die Duldung mit der 
Ausreise aus dem Bundesgebiet. Davon abgesehen stellt die Dul- 
dung keinen zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigenden 
Aufenthaltstitel im Sinne des § 3 AuslG dar. 


9. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine solche Rechts- 
praxis der Absicht des Ratsbeschlusses widerspricht, wonach die 
Gewährung von Reiseerleichterungen für Schüler Ausdruck einer 
Politik zur besseren Integration von Staatsangehörigen dritter Län- 
der sein soll? 


Die Bundesregierung ist nicht dieser Auffassung, da in Artikel 2 
Anstrich 2 des Ratsbeschlusses ausdrücklich eine die derzeitige 
Rechtslage bestätigende Einschränkung aufgenommen wurde. 


10. Welche rechtlichen Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für in 
der Bundesrepublik Deutschland geduldete ausländische Schüle- 
rinnen und Schüler, insbesondere Bürgerkriegsflüchtlinge, einen 
Kurzaufenthalt in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union zu 
verbringen? 


Der einzige gesetzmäßige Weg, einem im Bundesgebiet gedulde- 
ten Schüler die Wiedereinreise ins Bundesgebiet zu ermöglichen, 
besteht in der kurzfristigen Erteilung einer auf die Dauer der 
geplanten Auslandsklassenfahrt befristeten Aufenthaltsbefugnis. 
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